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(Nr. 11650.) Kriegsgeſetz zur Vereinfachung der Verwaltung. Vom 13. Mai 1918. 
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* OR 2 + \ 1 $ 75 82 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, was folgt: 


Artikel 1. 

Das Geſetz über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
wird dahin geändert: 

1. § 31 Satz 1 wird geſtrichen. 

2. Im $ 33 Abſ. ! werden die Worte „darunter ein zum Richteramte be⸗ 
fähigtes“ geſtrichen. N 

3. § 64 Abſ. 3 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: „Namens des Kreis- 
ausſchuſſes und namens des Bezirksausſchuſſes ſteht auch dem Vorſitzenden der 
Erlaß eines ſolchen Beſcheids zu.“ a 

4. § 67 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: „Erſcheint durch die Er— 
klärung der Parteien das Sach- und Rechtsverhältnis genügend geklärt, ſo kann 
auf Grund dieſer Erklärungen das Gericht oder namens desſelben der Vorſitzende 
auch ohne mündliche Verhandlung feine Entſcheidung' in der Form eines mit 
Gründen verſehenen Beſcheids fällen. Dabei gelten die Beſtimmungen des § 64.4 

5. § 75 Satz! erhält folgende Faſſung: „Über die mündliche Verhandlung 
iſt entweder von einem vereidigten Protokollführer oder einem Mitgliede des 
Gerichtshofs eine Niederſchrift zu verfaſſen.“ 

6. § 76 erhält folgende Faſſung: „Das Gericht oder namens desſelben 
der Vorſitzende iſt befugt, geeignetenfalls ſchon vor Anberaumung der mündlichen 
Verhandlung Unterſuchungen an Ort und Stelle zu veranlaſſen, Zeugen und 
Sachverſtändige zu laden und eidlich zu vernehmen, überhaupt den angetretenen 
oder für erforderlich erachteten Beweis in vollem Umfange zu erheben.“ 

7. Im 8 93 wird hinter Abſ. ! folgende Vorſchrift eingeftellt: „In 
Streitigkeiten über Geldleiſtungen, die für Zwecke der Gemeinden und anderer 
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öffentlich⸗rechtlicher Körperſchaften oder Verbände entweder in der Form von 
Zuſchlägen zu ſtaatlichen oder ſtaatlich veranlagten Steuern oder auf Grund be⸗ 
fonderer Steuerordnungen, Abgabentarife, Gebührentaxen, Statuten und ſonſtiger 
eine Heranziehung allgemeiner Art in ſich ſchließender Geſetze, Obſervanzen oder 
Beſchlüſſe angefordert werden, iſt die Zuläſſigkeit der Reviſion durch einen 
100 Mark überſteigenden Beſchwerdegegenſtand bedingt. 

Die Beſchränkung des Abſ. 2 findet auf die Reviſion des Vorſitzenden 
keine Anwendung.“ N = 

8. Im § 108 Abf. 1 werden die Worte „von dem Gericht“ erſetzt durch 
die Worte „von dem Vorſitzenden des Gerichts“; im Abſ. 2 die Worte „von 
demjenigen Gerichte“ durch die Worte „von dem Vorſitzenden desjenigen Gerichts“; 
im Abf. 3 die Worte „des Kreisausſchuſſes“ durch die Worte „des Vorſitzenden 


des Kreisausſchuſſes“ und die Worte „des Bezirksausſchuſſes “ durch die Worte 


„des Vorſitzenden des Bezirksausſchuſſes“. 


Artikel 2. 


Die Städteordnung für die ſechs öſtlichen Provinzen vom 30. Mai 1853 
und die entſprechenden Beſtimmungen der anderen Städteordnungen werden dahin 
geändert: 

1. 8 11 Abf. 2 erhält folgende Faſſung: „Dergleichen Anordnungen be⸗ 
dürfen der Beſtätigung des Bezirksausſchuſſes, wenn ſie die Bildung oder Zu⸗ 
ſammenſetzung der ſtädtiſchen Körperſchaften betreffen. Ausgenommen ſind die 
im § 21 Abf. 4 erwähnten Anordnungen. Inſoweit die Anordnungen ſich 
auf Gegenſtände beziehen, hinſichtlich deren die Genehmigung von Gemeinde⸗ 
beſchlüſſen in anderen Geſetzen vorgeſchrieben iſt, behält es dabei ſein Bewenden.“ 

2. § 38 Abi. 1 erhält folgenden Zuſatz: „Durch die Geſchäftsordnung 
($ 48) können über die Stellvertretung des Vorſitzenden und des Schriftführers 
und über ihre Wahl abweichende Beſtimmungen getroffen werden.“ ; 

3. Im § 42 wird hinter Satz 1 folgender Satz 2 eingeſchaltet: „Durch 
Gemeindebeſchluß kann beſtimmt werden, daß die Stadtverordnetenverſammlung 
auch beſchlußfähig iſt, wenn mehr als ein Drittel der Mitglieder zugegen iſt.“ 

Im jetzigen Satze 2 ſind die Worte „Eine Ausnahme hiervon findet ſtatt! 
zu erſetzen durch die Worte „Die Stadtverordnetenverſammlung iſt ſtets be— 
ſchlußfähig.“ 

4. § 50 Ziffer 1 und 4 werden geſtrichen. Bezüglich der Veräußerung 
von Gemeindewaldungen verbleibt es bei dem bisherigen Rechtszuſtande. 

5. § 51 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: „Der Erlös veräußerter 
Grundſtücke und grundſtücksgleicher Rechte iſt nicht zur Deckung laufender Aus- 
gaben zu verwenden.“ . 
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6. Im § 57 Abſ. 1 werden die Worte „mindeſtens die Hälfte, in Stadt— 
gemeinden, welche mehr als 100 000 Einwohner haben“ geſtrichen. : 


Artikel 3. 

Die Landgemeindeordnung für die ſieben öſtlichen Provinzen vom 3. Juli 
1891 und die entſprechenden Beſtimmungen der übrigen Landgemeindeordnungen 
werden dahin geändert: 

1. § 74 Abſ. 3 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: „Die Zahl der 
Schöffen kann durch Gemeindebeſchluß auf ſechs vermehrt werden.“ 

2. § 106 Abf. 2 erhält folgenden Satz 2: „Durch Gemeindebeſchluß kann 
beſtimmt werden, daß die Anweſenheit von mehr als einem Drittel der Mitglieder 
genügt.“ f 

Artikel 4. 

Die Kreisordnung für die Provinzen Oſt- und Weſtpreußen uſw. vom 
13. Dezember 1872 und die entſprechenden Beſtimmungen der anderen Kreis. 
ordnungen werden dahin geändert: ; 

1. Im $ 121 wird hinter Satz 1 folgender Satz 2 eingefügt: „Durch 
Kreistagsbeſchluß kann beſtimmt werden, daß der Kreistag beſchlußfähig iſt, wenn 
mehr als ein Drittel der Mitglieder anweſend iſt.“ 

Im jetzigen Satze 2 werden die Worte „Eine Ausnahme hiervon findet 
ſtatt“ erſetzt durch die Worte „Der Kreistag iſt ſtets beſchlußfähig.“ 

2. § 131 Abſ. 1 erhält folgenden Wortlaut: „Der Kreisausſchuß beſteht 
aus dem Landrat und ſechs Mitgliedern, welche von der Kreisverſammlung aus der 
Zahl der Kreisangehörigen nach abſoluter Stimmenmehrheit gewählt werden. 
Die Kreisverſammlung kann in gleicher Weiſe Stellvertreter wählen. Für die 
Wählbarkeit gelten die im § 96 für die Wahlberechtigung gegebenen Beſtimmungen.“ 

3. $ 176 Ab. 1 Ziffer 4 und die entſprechende Beſtimmung der übrigen 
Kreisordnungen wird aufgehoben. 

4. Hinter § 176 und den entſprechenden Beſtimmungen der übrigen 
Kreisordnungen wird eingeſchaltet: 

2 $ 176a. 
„Der Erlös veräußerter Grundſtücke und grundſtücksgleicher Rechte 
iſt nicht zur Deckung laufender Ausgaben zu verwenden. 


a Artikel 5. 
Das Kommunalabgabengeſetz vom 14. Juli 1893 wird dahin geändert: 
1. Im § 4 wird der Abſ. 5 geſtrichen. f 
2. Im § 8 Abſ. 1 werden die Worte „und 5 und des $ 6 geſtrichen. 
- 178 
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3. Im § 9 werden n 
1. der letzte Satz des Abſ. 3 durch folgende Beſtimmung erſetzt: 

„Aber Einwendungen entſcheidet die zur Genehmigung von Ge⸗ 
meindebeſchlüſſen nach dieſem Geſetze zuſtändige Behörde,“ 
im Abſ. 4 die Worte „ob und“ geſtrichen, 
dem Abf. 6 folgende Beſtimmung hinzugefügt: 

„Sind Einwendungen nicht innerhalb der geſetzlichen Friſt erhoben 
oder iſt über die erhobenen rechtskräftig entſchieden, ſo hat dies der 
Gemeindevorſtand in der im Abſ. 3 angegebenen Weiſe befanntzumachen. 
Mit dieſer Bekanntmachung wird der Beſchluß rechtswirkſam.“ 

4. § 55 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: „Zuſchläge über 150 Prozent 
der Staatseinkommenſteuer hinaus ſowie Abweichungen von den im § 54 ent- 
haltenen Vorſchriften bedürfen der Genehmigung. Der Genehmigung höherer 
Zuſchläge zur Staatseinkommenſteuer als 150 Prozent bedarf es nicht, wenn dieſe 
über 200 Prozent und über die Zuſchläge des vorangehenden Steuerjahrs 
nicht hinausgehen. Die Abweichungen (§ 54) ſind nur aus beſonderen Gründen 
zu geſtatten.“ 

5. Im § 56 wird hinter Abſ. 3 folgende Vorſchrift eingeſtellt: „Den 
Miniſtern iſt geſtattet, die Zulaſſung von Ausnahmen auf die ihnen unter 
geordneten Aufſichtsbehörden höherer Inſtanz zu übertragen.“ 

6. Im § 58 Satz 2 werden die Worte „100 Prozent“ durch die Worte 
„150 Prozent“ erſetzt. i 

7. § 70 Abf.! erhält folgende Faſſung: „Über den Einſpruch beſchließt 
der Gemeindevorſtand, und wenn der Gemeindevorſtand ein Kollegium iſt, ſein 
Vorſitzender oder ein von dieſem bezeichnetes Mitglied.“ 

8. § 77 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: „Die Genehmigung von 
Gemeindebeſchlüſſen, durch welche beſondere direkte oder indirekte Gemeindeſteuern 
neu eingeführt oder in ihren Grundſätzen verändert werden, bedarf der Zu— 
ſtimmung der Miniſter des Innern und der Finanzen. Auf Bier- und Hunde⸗ 
ſteuer findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung. Den Miniftern ift geſtattet, die 
Erteilung der Zuſtimmung auf die ihnen untergeordneten Aufſichtsbehörden 
höherer Inſtanz zu übertragen.“ 
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Artikel 6. . 

Das Geſetz, betreffend die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten uſw., 
vom 21. Juli 1852 wird dahin geändert: 

1. § 21 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: „Gegen die Verfügung 
von Ordnungsſtrafen findet nur die Beſchwerde im vorgeſchriebenen Inſtanzen⸗ 
zuge binnen einer Ausſchlußfriſt von je drei Monaten ſtatt.“ 

2. Im F 24 wird folgende Vorſchrift hinter Ziffer 2 eingeſtellt: „Soweit 
die Regierung als entſcheidende Diſziplinarbehörde erſter Inſtanz in Betracht 
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3 
kommt, beſteht das Diſziplinargericht aus ſieben Mitgliedern, nämlich dem Präſidenten 
als N Vorſitzenden, dem Oberregierungsrat oder ſonſtigem Leiter des Geſchäfts⸗ 
bereichs, zu dem der Angeſchuldigte gehört, und fünf weiteren Mitgliedern, die der, 


Regierungspräſident für die verſchiedenen Beamtenklaſſen beſonders aus der Zahl 
der Regierungsmitglieder beſtimmt.“ 


Artikel 7. 

Das Einkommenſteuergeſet vom 24. Juni 1891/19. Juni 1906 wird 
dahin geändert: i 

1. § 31 Abſ. 3 Satz 1 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: „Die Feſt⸗ 
ſetzung des Zuſchlags (Abſ. 1 und 2) ſteht dem Vorſitzenden der Veranlagungs⸗ 
kommiſſion zu, gegen deſſen Entfeheibung binnen einer Ausſchlußfriſt von vier Wochen 
die Beſchwerde an die Regierung zuläſſig iſt. Die Regierung entſcheidet endgültig.“ 

2. § 65 Abſ. 1 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: „Aber den Antrag 
auf Steuerermäßigung (§ 63) hat der Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion 
zu befinden. Gegen ſeine Entſcheidung ſteht dem Steuerpflichtigen binnen einer 
Ausſchlußfriſt von vier Wochen die Beſchwerde an die Regierung offen. Die 
Regierung entſcheidet endgültig.“ 

Im Abſ. 4 werden die Worte „ſteht der Regierung zu. Gegen die Ent— 
ſcheidung der Regierung“ erſetzt durch die Worte „ſteht dem Vorſitzenden der 
Veranlagungskommiſſion zu. Gegen ſeine Entſcheidung“. 


2 Artikel 8. 


Das woche betreffend das Diſziplinarverfahren bei dem Oberverwaltungs⸗ 5 
gerichte, vom 8. Mai 1889 wird dahin geändert: 


$ 1 Abſ. 1 bis 4 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: „Zur Entſcheidung 
in denjenigen auf Entfernung aus dem Amte gerichteten förmlichen Difziplinar- 
unterſuchungen, in denen die Geſetze hierzu das Plenum des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts oder das Oberverwaltungsgericht berufen, iſt der erſte Senat dieſes Ge— 
richtshofs zuſtändig.“ 


Artikel 9. 


Das Geſetz, betreffend die Überweiſung weiterer Dotationsrenten an die 
Provinzialverbände, vom 2. Juni 1902 wird dahin geändert: 
Im §7 werden die Worte „im Einvernehmen mit dem Sberpräſdenten, N 
in den Hohenzollernſchen Landen dem Regierungspräſidenten“ geſtrichen. 


Artikel 10. 


Das Geſetz, betreffend die Beſchulung blinder und taubſtummer Kinder, 
vom 7. Auguſt 1911 wird in dem $ 6 Abſ. 3 und 5, §7, § 9 und § 10 Abſ. 3 


ER 
dahin geändert, daß über die Unterbringung oder Belaſſung des Kindes in der 
Anſtalt, die Überführung des Kindes, die Ausdehnung der Schulpflicht, die 
Zurückſtellung vom Schulbeſuch und die Entlaſſung aus der Schule der Vertreter 
des Kommunalverbandes entſcheidet. Gegen deſſen Verfügung ſteht den Eltern 
und dem geſetzlichen Vertreter des Kindes die Beſchwerde an den Oberpräſidenten zu. 


Artikel 11. 

1. Das Erfordernis der Genehmigung der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde zur 
Gültigkeit von Beſchlüſſen der Vertretungsorgane der evangeliſchen und katholiſchen 
Kirchengemeinden, betreffend die Veräußerung von Grundeigentum, fällt fort. 

2. Das Geſetz über die Vermögensverwaltung in den katholiſchen Kirchen— 
gemeinden vom 20. Juni 1875 wird dahin abgeändert: 

a) Dem $ 17 Abſ. 2 wird folgender Satz angefügt: „Die Verſammlung 
iſt ſtets beſchlußfähig, wenn die Vorſtandsmitglieder, zum zweiten Male 
zur Verhandlung über denſelben Gegenſtand zuſammenberufen, nicht in 
genügender Anzahl erſchienen ſind. Bei der zweiten Zuſammenberufung 
muß auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich hingewieſen werden.“ 
§ 54 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: „Die ſtaatliche Auffichts- 
behörde iſt berechtigt, die Jahresrechnung zur Prüfung, ob die Ver— 
waltung etatsmäßig geführt iſt, einzufordern.“ 


— 
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Artikel 12. 

Das Geſetz, betreffend die Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen, vom 
28. Juli 1906 wird dahin geändert: 

Im § 23 tritt hinter Abſ. 3 vor den Abſ. 4 folgender Abſatz: „Auf 
Antrag des Kreisausſchuſſes iſt die Schulaufſichtsbehörde befugt, den feſtgeſtellten 
Verteilungsplan über die Dauer von fünf Jahren um ein oder mehrere Jahre 
zu verlängern und die darauf folgende Bewilligungszeit entſprechend zu verkuͤrzen. 
Während der Dauer der Verkürzung kann die Schulaufſichtsbehörde nach An- 
hörung des Kreisausſchuſſes die den einzelnen Schulverbänden bewilligten laufenden 
Ergänzungszuſchüſſe zurückziehen oder kürzen. Die dadurch verfügbar werdenden 
Beträge bleiben zur Bewilligung einmaliger Ergänzungszuſchüſſe entſprechend der 
Vorſchrift des folgenden Abſatzes zur Verfügung. Gegen die Zurückziehung oder 
Kürzung ſteht den Beteiligten binnen zwei Wochen die Beſchwerde an den Pro— 
vinzialrat zu.“ 

Artikel 13. ; 

Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Bezüglich 
der Rechtsmittel gegen Entſcheidungen BBeſcheide) der Kreis- und Bezirksausſchüſſe, 
die bereits zugeſtellt oder verkündet ſind, bevor dieſes Geſetz in Kraft getreten iſt, 
finden die bisherigen Vorſchriften Anwendung. 
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Der Minifter des Innern iſt ermächtigt, die einzelnen Paragraphen der 
Gemeindeverfaſſungsgeſetze einſchließlich der Kreisordnungen in der ſich aus dieſem 
Geſetz ergebenden geänderten oder ergänzten Faſſung feſtzuſtellen und in der 
Geſetzſammlung zu veröffentlichen. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem Ablaufe von zwei Jahren nach dem Zeitpunkte, 
mit welchem gemäß der Kaiſerlichen Verordnung der Kriegszuſtand als beendigt 
anzuſehen iſt, wieder außer Kraft. Durch Königliche Verordnung kann das 
Geſetz ſchon früher außer Kraft geſetzt werden. Gleichzeitig mit dem Außerkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes treten die geänderten oder aufgehobenen Vorſchriften in der 
bisherigen Faſſung wieder in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer eee ee . und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Großes Hauptquartier, den 13. Mai 1918. 


Siegel.) Wilhelm. 
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(Nr. 11651.) Bekanntmachung, betreffend die Faſſung der durch das Kriegsgeſetz zur Ver— 
einfachung der Verwaltung vom 13. Mai 1918 (Geſetzſamml. S. 53) ver- 
anlaßten Abänderung und Ergänzung der Gemeindeverfaſſungsgeſetze und 
Kreisordnungen. Vom 31. Mai 1918. 
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Glas Artikel 13 Abſ. 2 des Kriegsgeſetzes zur Vereinfachung der Verwaltung 
vom 13. Mai 1918 Geſetzſamml. S. 53) wird für den im Abſ. 3 a. a. O. be 
zeichneten Zeitraum die Faſſung einzelner Beſtimmungen der nachfolgenden 
Gemeindeverfaſſungsgeſetze und Kreisordnungen in der Form feſtgeſtellt und 
bekannt gemacht, wie fie ſich aus der für die Städteordnung, die Landgemeinde— 
ordnung und die Kreisordnung für die öſtlichen Provinzen durch Artikel 2 bis 4 
a. a. O. getroffenen Regelung ergibt. FED 
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A. Rheinprovinz. 


a) Städteordnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856 
(Geſetzſamml. S. 406). 

1. § 10 Abſ. 2 Satz 2 erhält folgende Faſſung und Ergänzung: 

„Sie bedürfen der Beſtätigung des Bezirksausſchuſſes, wenn ſie die Bildung 
oder Zuſammenſetzung der Stadtverordnetenverſammlung oder in den Fällen des 
N 66 des Magiſtrats betreffen. Ausgenommen find die im Geſetz, betreffend die 
Ergänzung der Städteordnung für die Provinz Weſtfalen vom 19. März 1856 
und der Städteordnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856, vom 20. Mai 
1896 (Gejeßfamml. S. 99) erwähnten Anordnungen. Inſoweit die Anordnungen 


ſich auf Gegenſtände beziehen, hinſichtlich deren die Genehmigung von Gemeinde- 


beſchlüſſen in anderen Geſetzen vorgeſchrieben iſt, behält es dabei ſein Bewenden.“ 


‚2. Im § 40 wird hinter Satz ! folgender Satz 2 eingeſchaltet: 

„Durch Gemeindebeſchluß kann beſtimmt werden, daß die Stadtverordneten⸗ 
Verfeenintün auch beſchlußfähig iſt, wenn mehr als ein Drittel der Mitglieder 
zugegen iſt.“ 

Im jetzigen Satz 2 ſind die Worte „Eine Ausnahme hiervon findet 
ſtatt“ zu erſetzen durch die Worte „Die Stadtverordnetenverſammlung iſt ſtets 
beſchlußfähig,“ 

3. Im § 46 werden Ziffer 1 und 4 geſtrichen. Zugleich wird im § 46 
hinter Abſ. 1 folgender neuer Abſatz eingefügt: 

„Bezüglich der Veräußerung von Gemeindewaldungen verbleibt es bei dem 
bisherigen Rechtszuſtand.“ 


g 4. Im § 47 werden die Abſ.! bis 6 geſtrichen und vor den letzten Abſatz 
folgender neuer Abſatz geſtellt: 
„Der Erlös veräußerter Grundſtücke und grundſtücksgleicher Rechte iſt nicht 
zur Deckung laufender Ausgaben zu verwenden.“ 


5. Im § 48 Abſ. 5 wird die Klammer geſtrichen. 


6. Im § 72 wird hinter Abſ. 2 folgender neuer Abſatz eingefügt: 


f „Durch die e (§§ 44 Abſ. 2 und 74 Abſ. 1 Satz 2) können 
über die Stellvertretung des Vorſitzenden und des . und über ihre 
Wahl. abweichende Beſtimmungen getroffen werden.“ 


Im 5 75 sion 1 werden die Worte „die Hälfte“ ae aun die Worte 
„ein Drittel“. 
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b) Geſetz, betreffend die Gemeindeverfaſſung in der e 
vom 15. Mai 1856 (Geſetzſamml. S. 435). 


Artikel 16 erhält folgenden Zuſatz: 

„Für Gemeinden, welche durch gewählte Verordnete vertreten werden, kann 
Bund) Gemeindebeſchluß ſowie für die Bürgermeiſtereien durch Bürgermeiſterei⸗ 
beſchluß beſtimmt werden, daß für die Beſehlußfähigkeit des Gemeinderats und 
der Bürgermeiſtereiverſammlung die Anweſenheit von mehr als einem Drittel der 
Mitglieder gig, 2 


c) Kreisordnung für die Rheinprovinz vom 30. Mai 1887 
(Geſetzſamml. S. 209). 

1. Im $ 65 wird hinter Satz 1 folgender Satz 2 eingefügt: 

„Durch Kreistagsbeſchluß kann beſtimmt werden, daß der Kreistag beſchluß— 
fähig iſt, wenn mehr als ein Drittel der Mitglieder anweſend iſt.“ 

Im jetzigen Satz 2 werden die Worte „Eine Ausnahme hiervon findet Ken 5 
erſetzt 35 die Worte „Der Kreistag iſt ſtets beſchlußfähig,“. 

2. § 76 Abſ. 1 erhält folgenden Wortlaut: 

„Der Kreisausſchuß beſteht aus dem Landrat und 6 Mitgliedern, welche 
von der Kreisverſammlung aus der Zahl der Kreisangehörigen nach abſoluter 
Stimmenmehrheit gewählt werden. Die Kreisverſammlung kann in gleicher Weiſe 
Stellvertreter wählen. Für die Wählbarkeit gelten die im § 50 gegebenen 
Beſtimmungen über die Wählbarkeit zum Kreistagsabgeordneten.“ 

3. § 91 Abſ. 1 Ziffer 4 wird aufgehoben. 


4. Hinter $ 91 wird eingeſchaltet: 


§ 91a. 
Der Erlös veräußerter Grundſtücke und grundſtücksgleicher Rechte iſt nicht 
zur Deckung laufender Ausgaben zu verwenden. BR 


B. Provinz Westfalen. 


a) Städteordnung für die Provinz . vom 19. März 1856 
(Geſetzſamml. ©. 237). 

J. § 11 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
„Dergleichen Anordnungen bedürfen der Beſtätigung des Bezirksausſchuſſes, 
wenn ſie die Bildung oder Zuſammenſetzung der ſtädtiſchen Körperſchaften betreffen. 
Ausgenommen ſind die im Geſetz, betreffend die Ergänzung der Städteordnung 
für die Provinz Weſtfalen vom 19. März 1856 und der Siüptedipuung für die 
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Rheinprovinz vom 15. Mai 1856, vom 20. Mai 1896 Geſetzſamml. S. 99) 
erwähnten Anordnungen. Inſoweit die Anordnungen ſich auf Gegenſtände be⸗ 
ziehen, hinſichtlich deren die Genehmigung von Gemeindebeſchlüſſen in anderen 
Geſetzen vorgeſchrieben iſt, behält es dabei ſein Bewenden.“ 


2. Im § 38 wird hinter Abſ. 2 folgender neuer Abſatz eingefügt: 

„Durch die Geſchäftsordnung (§ 47 Abſ. 3) können über die Stellvertretung 
des Vorſitzenden und des Schriftführers und über ihre Wahl abweichende de 
ſtimmungen getroffen werden.“ 


3. Im $ 42 wird hinter Satz! folgender Satz 2 eingeſchaltet: 

„Durch Gemeindebeſchluß kann beſtimmt werden, daß die Stadtverordneten⸗ 
verſammlung auch beſchlußfähig iſt, wenn mehr als ein Drittel der Mitglieder 
zugegen iſt.“ 

Im jetzigen Satz 2 ſind die Worte „Eine Ausnahme hiervon findet ſtatt,“ zu 
erſetzen durch die Worte „Die Stadtverordnetenverſammlung iſt ſtets beſchlußfähig,“. 

4. Im § 49 werden die Ziffern I und 4 geftrichen. Zugleich erhält § 49 
folgenden neuen Abſatz: 

„Bezüglich der Veräußerung von Gemeindewaldungen verbleibt es bei dem 
bisherigen Rechtszuſtand. X 

5. Im 8 50 werden die Abſ. bis 6 geſtrichen und vor den letzten 5 
folgender neuer Abſatz geſtellt: 


„Der Erlös veräußerter Grundſtücke und grundſtücksgleicher Rechte iſt nicht 
zur Deckung laufender Ausgaben zu verwenden.“ 


6. Im § 51 Abſ. 3 wird die Klammer geſtrichen. 


7. Im § 57 Abſ. 1 werden die Worte „die Hälfte“ a durch die Worte 
„ein Drittel“. 


b) Landgemeindeordnung für die Provinz Weſtfalen Dont 19. März 1856 
(Sejeßfamml. S. 265). 


$ 34 Abſ. 1 erhält folgenden Satz 2 


„Für Gemeindevertretungen ($ 26) tan durch Gemeindebeſchluß beſtimmt 
werden, daß die Anweſenheit von mehr als einem Drittel und wenigſtens drei 
der gehörig eingeladenen Mitglieder mit Einſchluß des Vorſitzenden genügt.“ 


Im jetzigen Satz 2 ſind die Worte „Eine Ausnahme hiervon findet ſtatt, 
wenn die Gemeindeverſammlung“ zu erſetzen durch die Worte „Die Gemeinde 
verſammlung (Gemeindevertretung) iſt ſtets beſchlußfähig, wenn ſie ...“ © 
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c) Kreisordnung für die Provinz Weſtfalen vom 31. gufi ne 
(Geſetzſamml. S. 217). i 


Ih u $ 65 wird hinter Satz 1 folgender Satz 2 eingefügt: 
„Durch Kreistagsbeſchluß kann beſtimmt werden, daß der Kreistag dl 


fähig ift, wenn mehr als ein Drittel der Mitglieder anweſend iſt.“ 


Im jetzigen Satz 2 werden die Worte „Eine Ausnahme hiervon findet 
ſtatt erſetzt durch die Worte „Der Kreistag iſt ſtets dei N 


2. § 76 Abſ. 1 erhält folgenden Wortlaut: 


„Der Kreisausſchuß beſteht aus dem Landrat und 6 Mitgliedern, Wache 
von der Kreisverſammlung aus der Zahl der Kreisangehörigen nach abſoluter 
Stimmenmehrheit gewählt werden. Die Kreisverſammlung kann in gleicher Weiſe 
Stellvertreter wählen. Für die Wählbarkeit gelten die im § 50 gegebenen Be- 


ſtimmungen über die Wählbarkeit zum Kai ag ehe eke 4 


3. § 91 Abſ. 1 Ziffer 4 wird aufgehoben. 
4. Hinter § 91 wird eingeſchaltet: 


$ 91a. 


Der Erlös veräußerter Grundſtücke und grundſtücksgleicher Rechte if nicht 
zur Deckung laufender Ausgaben zu verwenden. 


C. Provinz Heſſen⸗Naſſau. 


a) Städteordnung für die Provinz Heſſen⸗Naſſau vom 4. e 1897 

(Geſetzſamml. ©. 254). 

1. $ 13 Abf. 3 erhält folgende Faſſung: | 
„„Die ſtatutariſchen Anordnungen bedürfen der Beſtätigung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes, wenn ſie die Bildung oder Zuſammenſetzung der ſtädtiſchen Körper⸗ 
ſchaften betreffen. Ausgenommen find die im § 31 erwähnten Anordnungen 
über die in den $$ 21, 22, 23 beſtimmten Termine. Inſoweit die Anordnungen 
ſich auf Gegenſtände beziehen, hinſichtlich deren die Genehmigung von Gemeinde⸗ 
e in anderen Geſetzen vorgeſchrieben iſt, behält es dabei fein 1 1 


Im § 41 wird hinter Abſ. 1 folgender neuer Abſatz eingefügt: - 


79 9 die Geſchäftsordnung (§ 51) können über die Salta des 
Vorſitzenden und des Schriftführers und über ihre Wahl abweichende 8 
mungen getroffen werden.“ 

18* 
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3. Im § 45 wird hinter Satz! folgender Satz 2 eingefügt: 

„Durch Gemeindebeſchluß kann beſtimmt werden, daß die Stadtverordneten⸗ 
verſammlung auch beſchlußfähig iſt, wenn mehr als ein Drittel der Mitglieder 
zugegen iſt.“ f 

Im jetzigen Satz 2 find die Worte „Eine Ausnahme hiervon findet ſtatt,“ 
zu erſetzen durch die Worte „Die Stadtverordnetenverſammlung iſt ſtets be— 
ſchlußfahig 

4. Im Abſ. 2 des § 56 fallen die Worte „Zur Veräußerung von Grund⸗ 
ſtücken“ bis „gleichgeſtellt ſind“ und die Worte „zu Veränderungen in dem Genuſſe 
von Gemeindenutzungen“ fort. 

Zugleich erhält § 56 folgenden neuen Abſatz: 
ö „Bezüglich der Veräußerung von Gemeindewaldungen verbleibt es bei dem 
bisherigen Rechtszuſtand.“ 

5. § 57 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 

„Der Erlös veräußerter Grundſtücke und grundſtücksgleicher Rechte iſt nicht 
zur Deckung laufender Ausgaben zu verwenden.“ 

6. Im § 62 Abſ. 1 werden die Worte „die Hälfte“ erſetzt durch die Worte 
„ein Drittel“. 


b) Gemeindeverfaſſungsgeſetz für die Stadt Frankfurt a. M. 

vom 25. März 1867 (Geſetzſamml. S. 400). 
1. Im 83 werden die Worte „mit Genehmigung der Regierung“ geſtrichen. 
Zugleich erhält § 3 folgenden neuen Abſatz: 

„Dergleichen Anordnungen bedürfen der Beſtätigung des Bezirksausſchuſſes, 
wenn fie die Bildung oder Zuſammenſetzung der ſtädtiſchen Körperſchaften be- 
treffen. Ausgenommen ſind die im § 31 Abſ. 2 erwähnten Anordnungen. 
Inſoweit die Anordnungen ſich auf Gegenſtände beziehen, hinſichtlich deren die 
Genehmigung von Gemeindebeſchlüſſen in anderen Geſetzen vorgeſchrieben iſt, 
behält es dabei ſein Bewenden.“ . 

2. $ 48 erhält folgenden ZJuſatz: ; 

„Durch die Geſchäftsordnung ($ 58) können über die Stellvertretung des 
Vorſitzenden und des Schriftführers und über ihre Wahl abweichende Beſtimmungen 
getroffen werden.“ \ 

3. Im $ 52 wird hinter Satz 1 folgender Satz 2 eingefchaltet: 

„Durch Gemeindebeſchluß kann beſtimmt werden, daß die Stadtverordneten- 
verſammlung auch beſchlußfähig iſt, wenn mehr als ein Drittel der Mitglieder 
zugegen iſt.“ 

Inn jetzigen Satz 2 find die Worte „Eine Ausnahme hiervon findet ſtatt,“ 
zu erſetzen durch die Worte „Die Stadtverordnetenverſammlung iſt ſtets be 
ſchlußfähig, “ | an 
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4. Im 8 60 werden die Ziffern 1 und 4 geſtrichen. Zugleich erhält § 60 
folgenden neuen Abſatz: 

„Bezüglich der Veräußerung von Gemeindewaldungen verbleibt es bei dem 
bisherigen Rechtszuſtand“. ö 

5. § 61 erhält folgenden neuen Abſ. 1: 

„Der Erlös veräußerter Grundſtücke und grundſtücksgleicher Rechte iſt nicht 
zur Deckung laufender Ausgaben zu verwenden.“ 

a" nachfolgenden Abſatz wird die Klammer geſtrichen. 
i Im § 64 Satz! werden die Worte „die Hälfte“ erſetzt durch die 
1 1 ai Drittel“. 


c) Landgemeindeordnung für die Provinz 8 8030 Naffau vom 
4. Auguſt 1897 (Geſetzſamml. S. 301). 

15 8 45 Abſ. 3 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 

„Die Zahl der Schöffen kann durch Gemeindebeſchluß auf 6 vermehrt 
werden.“ i 

2. § 70 Abſ. 2 erhält folgenden Satz 2: ; 

„Durch Gemeindebeſchluß kann beſtimmt werden, daß die Anweſenheit von 
mehr als einem Drittel der Mitglieder genügt. 1 


d) Kreisordnung für die Provinz Heſſen-Naſſau vom 7. Juni 1885 
(Geſetzſamml. S. 193). 

1. Im $ 78 wird hinter Satz 1 folgender Satz 2 eingefügt: 

„Durch Kreistagsbeſchluß kann beſtimmt werden, daß der Kreistag be- 
ſchlußfähig iſt, wenn mehr als ein Drittel der Mitglieder anweſend iſt.!“ 

Im jetzigen Satz 2 werden die Worte „Eine Ausnahme hiervon findet ſtatt,“ 
erſetzt durch die Worte „Der Kreistag iſt ſtets beſchlußfähig,“. 

2. § 89 Abſ. 1 erhält folgenden Wortlaut: 

„Der Kreisausſchuß beſteht aus dem Landrat und 6 Mitgliedern, welche 
von der Kreisverſammlung aus der Zahl der Kreisangehörigen nach abſoluter 
Stimmenmehrheit gewählt werden. Die Kreisverſammlung kann in gleicher 
Weiſe Stellvertreter wählen. Für die Wählbarkeit gelten die im 8 53 für die 
Wahlberechtigung gegebenen Beſtimmungen.“ 

3. § 104 Abf. 1 Ziffer 4 wird aufgehoben. 

4. Hinter § 104 wird eingeſchaltet: 

§ 104 a. 


Der Erlös veräußerter Grundſtücke und grundſtücksgleicher Rechte ift En 
zur Deckung laufender Ausgaben zu verwenden. 


Se 


D. Provinz Hannover. 


a) Revidierte Städteordnung für die Provinz Hannover vom 24. Juni 1858 

(Hann. Geſetzſamml. S. 14). 

1. $ 3 erhält folgende Faſſung: 

„Das Ortsſtatut bedarf der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes, wenn es 
die Bildung oder Zuſammenſetzung der ſtädtiſchen Körperſchaften betrifft. Aus⸗ 
genommen ſind die die Zeit der Wahl der Bürgervorſteher regelnden Ortsſtatute 
($ 87 Abſ. 3) ſowie Anordnungen über Termine für die Berichtigung der Liſte 
der ſtimmfähigen Bürger und für die Beſchlußfaſſung über Einwendungen gegen 
die Richtigkeit der Liſte. Inſoweit die Anordnungen ſich auf Gegenſtände be— 
ziehen, hinſichtlich deren die Genehmigung von Gemeindebeſchlüſſen in anderen 
Geſetzen vorgeſchrieben iſt, behält es dabei ſein Bewenden.“ 

2. § 100 Abſ. 1 erhält folgenden Zuſatz: 

„Durch Gemeindebeſchluß können über die Stellvertretung des Vorſitzenden 
(Wortführers) und des Schriftführers abweichende Beſtimmungen getroffen werden.“ 

3. der zweite Abſatz des § 102 wird durch folgenden Satz eingeleitet: 

. „Durch Gemeindebeſchluß kann beſtimmt werden, daß das Bürgervorſteher⸗ 
kollegium auch beſchlußfähig iſt, wenn mehr als ein Drittel der Mitglieder zu⸗ 
gegen iſt.“ 

In dem jetzigen erſten Satz des Abſ. 2 ſind die Worte „Eine geringere Anzahl 
genügt ausnahmsweiſe zur Beſchlußnahme,“ zu erſetzen durch die Worte „Das 
Bürgervorſteherkollegium iſt ſtets beſchlußfähig, /. 

4. § 117 erhält folgenden neuen Abſatz: f 

„Der Erlös veräußerter Grundſtücke und grundſtücksgleicher Rechte iſt nicht 
zur Deckung laufender Ausgaben zu verwenden.“ i 

5. § 119 Abſ. 2 Ziffer 1 wird geſtrichen. 


b) Landgemeindeordnung für die Provinz Hannover vom 28. April 1859 
i (Hann. Geſetzſamml. S. 393). 
F 59 erhält folgenden Zuſatz: b 
„Durch Gemeindebeſchluß kann beſtimmt werden, daß die Anweſenheit von 
mehr als einem Drittel der Mitglieder genügt.“ 


c) Kreisordnung für die Provinz Hannover vom 6. Mai 1884 
(Geſetzſamml. S. 181). 
1. Im § 77 wird hinter Satz 1 folgender Satz 2 eingefügt: 
. Durch Kreistagsbeſchluß kann beſtimmt werden, daß der Kreistag beſchluß⸗ 
fähig iſt, wenn mehr als ein Drittel der Mitglieder anweſend iſt.“ 5 
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Im jetzigen Satz 2 werden die Worte „Eine Ausnahme hiervon findet 
ſtatt,“ erſetzt durch die Worte „Der Kreistag iſt ſtets beſchlußfähig,“. 

2. § 88 Abf. 1 erhält folgenden Wortlaut: 

„Der Kreisausſchuß beſteht aus dem Landrat und 6 Mitgliedern, welche 
von der Kreisverſammlung aus der Zahl der Kreisangehörigen nach abſoluter 
Stimmenmehrheit gewählt werden. Die Kreisverſammlung kann in gleicher Weiſe 
Stellvertreter wählen. Für die Wählbarkeit gelten die im § 52 für die Wahl⸗ 
berechtigung gegebenen Beſtimmungen.“ 

3. § 103 Abſ. 1 Ziffer 4 wird aufgehoben. 

4. Hinter § 103 wird eingeſchaltet: 

§103 a. 


Der Erlös veräußerter Grundſtücke und grundſtücksgleicher Rechte iſt ch 
zur Deckung laufender Ausgaben zu verwenden. 


E: Provinz Schleswig-Holftein. 


a) Geſetz, betreffend die Verfaſſung und Verwaltung der Städte und 


Flecken in der Provinz Schleswig⸗Holſtein, vom 14. April 1869 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 589). 
1. § 18 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

„Das Ortsſtatut iſt durch gemeinſchaftlichen Beſchluß beider ſtädtiſchen 
Kollegien feſtzuſtellen und bedarf der Beſtätigung des Bezirksausſchuſſes, wenn 
es die Bildung oder Zuſammenſetzung der ſtädtiſchen Körperſchaften betrifft. 
Ausgenommen find die im § 41 Abſ. 2 erwähnten Anordnungen. Inſoweit die 
Anordnungen ſich auf Gegenſtände beziehen, hinſichtlich deren die Genehmigung 
von Gemeindebeſchlüſſen in anderen Geſetzen vorgeſchrieben iſt, behält es dabei— 
ſein Bewenden.“ 


2. § 48 erhält folgenden Abſ. 4: 


„Durch die Geſchäftsordnung (§ 57) könneu über die Stellvertretung des 
Vorfienben abweichende Beſtimmungen getroffen werden.“ 
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3. Im F 49 werden die Worte „mindeſtens der Hälfte der im Amt be⸗ 
findlichen Mitglieder“ erſetzt durch die Worte „mindeſtens eines Drittels der im 
Amt befindlichen Mitglieder“. 


4. Im § 55 Abf. 1 wird hinter Satz! folgender Satz 2 eingefügt: 

„Durch Gemeindebeſchluß kann beſtimmt werden, daß die Stadtverordneten⸗ 
verſammlung auch beſchlußfähig iſt, wenn mehr als ein Drittel der Mitglieder 
zugegen iſt.“ ya 
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5. Im $ 71 werden die Ziffern 1 und 4 geſtrichen. Zugleich erhält § 71 
folgenden neuen Abſatz: 

„Bezüglich der Veräußerung von Gemeindewaldungen verbleibt es bei dem 
bisherigen Rechtszuſtand.“ a 

6. Hinter § 71 wird ein neuer $ 71a mit folgendem Wortlaut eingefügt: 


§7la. 
Der Erlös veräußerter Grundſtücke und grundſtücksgleicher Rechte iſt nicht 
zur Deckung laufender Ausgaben zu verwenden. 


b) Landgemeindeordnung für die Provinz Schleswig-Holſtein vom 
A 4. Juli 1892 (Geſetzſamml. ©. 155). 


1. § 74 Abſ. 3 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 

„Die Zahl der Schöffen kann durch Gemeindebeſchluß auf 6 vermehrt werden.“ 

2. § 106 Abſ. 2 erhält folgenden Satz 255 

„Durch Gemeindebeſchluß kann beſtimmt werden, daß die Anweſenheit von 
mehr als einem Drittel der Mitglieder genügt.“ 

3. Gemäß $ 6 des Geſetzes, betreffend die Vereinigung der Inſel Helgoland 
mit der Preußiſchen Monarchie, vom 18. Februar 1891 (Geſetzſamml. S. 11) 
in Verbindung mit $ 121f der Landgemeindeordnung für die Provinz Schleswig⸗ 
Holſtein vom 4. Juli 1892 (Geſetzſamml. S. 155) erhält § 13 der Verordnung, 
betreffend die Landgemeindeverfaſſungen im Gebiete der Herzogtümer Schleswig 
und Holſtein, vom 22. September 1867 (Geſetzſamml. S. 1603) folgenden Satz 2: 

„Für Gemeinden, welche durch gewählte Gemeindeverordnete vertreten 
werden ($ 16), kann durch Gemeindebeſchluß beſtimmt werden, daß die An- 
weſenheit von mehr als einem Drittel der Mitglieder genügt.“ 

Die Worte „Eine Ausnahme findet ſtatt, wenn die Gemeindeverſammlung..“ 
werden erſetzt durch die Worte „Die Gemeindeverſammlung (Gemeindeverordneten- 
Verſammlung) iſt ſtets beſchlußfähig, wenn fie ...... 2 ö 


c) Kreisordnung für die Provinz Schleswig-Holftein vom 26. Mai 1888 
(Geſetzſamml. S. 139). i 
1. Im $ 108 wird hinter Satz 1 folgender Satz 2 eingefügt: 
„Durch Kreistagsbeſchluß kann beſtimmt werden, daß der Kreistag. befchluß- 
fähig iſt, wenn mehr als ein Drittel der Mitglieder anweſend iſt.“ N 


Im jetzigen Satz 2 werden die Worte „Eine Ausnahme hiervon findet 
ſtatt,“ erſetzt durch die Worte „Der Kreistag iſt ſtets beſchlußfähig ,“. 
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5119 Abſ. 1 erhält folgenden Wortlaut: 

155 Kreisausſchuß beſteht aus dem Landrat und 6 Mitgliedern, welche 
von der Kreisverſammlung aus der Zahl der Kreisangehörigen nach abſoluter 
Stimmenmehrheit gewählt werden. Die Kreisverſammlung kann in gleicher 
Weiſe Stellvertreter wählen. Für die Wählbarkeit gelten die im § 82 für die 
Wahlberechtigung gegebenen Beſtimmungen.“ 

3. § 139 Abſ. 1 Ziffer 4 wird aufgehoben. 


4. Hinter § 139 wird eingeſchaltet: 


§ 139 a. 
Der Erlös veräußerter Grundſtücke und grundſtücksgleicher Se iſt nicht 
zur Deckung laufender Ausgaben zu verwenden. 


F. Provinz Poſen. 


Geſetz über die allgemeine Landesverwaltung und die Zuſtändigkeit der 
Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden in der Provinz Poſen 
vom 19. Mai 1889 (Geſetzſamml. S. 108). 


1. Im Artikel IV 8 1 wird im Abſ. 2 folgender Satz 2 angefügt: 
„Der e kann in gleicher Weiſe Stellvertreter ernennen.“ 


Artikel V Abſchnitt B Nr. 5 Abſ. 1 Ziffer e wird aufgehoben. 


1 5 Nr. 5 wird eingeſchaltet: 

5a. Der Erlös veräußerter Grundſtücke und grundſtücksgleicher Rechte 
e g 
ift nicht zur Deckung laufender Ausgaben zu verwenden.“ 


G. Höhen lern 
a) n eee vom 2. Juli 1900 Sejebfamml. 


1. 86 Abi. 3 erhält folgende Faſſung: 

„Die ſtatutariſchen Anordnungen der Landgemeinden bedürfen der Ge— 
nehmigung des Amtsausſchuſſes. Statutariſche Anordnungen der Städte bedürfen 
der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes, wenn fie die Bildung oder Zuſammen⸗ 
ſetzung der ſtädtiſchen Körperſchaften betreffen. Inſoweit die Anordnungen ſich 
auf Gegenſtände beziehen, hinſichtlich deren die Genehmigung von Gemeinde— 
beſchlüſſen in anderen Geſetzen vorgeſchrieben iſt, behält es dabei ſein Bewenden.“ 
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2. § 54 Abi. 3 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 
a „Die Zahl der Schöffen kann durch Gemeindebeſchluß auf höchſtens vier 
vermehrt werden.“ 

3. § 76 Abſ. 2 erhält folgenden Zuſatz: 

„Durch Gemeindebeſchluß kann beſtimmt werden, daß die Gemeindever— 
tretung auch beſchlußfähig iſt, wenn mehr als ein Drittel der Mitglieder 
zugegen iſt.“ 

4. Im § 84 Abſ. 2 werden die Worte: 

„Zur Veräußerung von Grundſtücken oder ſolchen Gerechtigkeiten, welche 
den Grundſtücken geſetzlich gleichgeſtellt ſind,“ 
durch folgende Faſſung erſetzt: 

„Zur Veräußerung von Grundſtücken der Landgemeinden oder ſolchen den 
Landgemeinden zuſtehenden Gerechtigkeiten, Si den Grundſtücken geſetzlich gleich. 
geſtellt ſind,“. 

Zugleich erhält § 84 folgenden neuen Abſatz: 

„Bezüglich der Veräußerung von Gemeindewaldungen verbleibt es bei dem 
bisherigen Rechtszuſtand.“ 

5. Hinter § 84 wird ein neuer § 84 a mit folgendem Wortlaut eingefügt: 


§ 84a. 
Der Erlös veräußerter Grundſtücke und grundſtücksgleicher Rechte iſt nicht 
zur Deckung laufender Ausgaben zu verwenden. 
6. Im § 85 Abf. 1 werden hinter den Worten „die freiwillige Ver— 
äußerung von Grundſtücken“ die Worte eingefügt „der Landgemeinden.“ 
In Abſ. 3 und 6 fallen die eingeklammerten Worte „(Bezirksausſchuß § 103)“ 
und „(Bezirksausſchuß)“ fort. 


b) Geſetz, betreffend die Abänderung und Ergänzung der Hohenzollern 
ſchen Amts und Landesordnung vom 2. Juli 1900 (Geſetzſamml. S. 228) 


in der Faſſung der Bekanntmachung, betreffend die Redaktion der 


Hohenzollernſchen Amts- und Landesordnung, vom 9. Oktober 1900 
(Geſetzſamml. S. 323). 
1. Im § 31 wird hinter Satz 1 folgender Satz eingefügt: 
„Durch Beſchluß der Amtsverſammlung kann beſtimmt werden, daß die 


Ymtsverfanmlung beſchlußfähig ift, wenn mehr als ein Drittel der Mitglieder 
anweſend iſt.“ 


Im jetzigen Satz 2 werden die Worte: „Eine Ausnahme hiervon findet 


ſtatt“ erſetzt durch die Worte: „Die Amtsverſammlung iſt ſtets beſchlußfähig.“ 


m. 


er 


2. § 41 erhält folgenden Wortlaut: i 

„Der Amtsausſchuß beſteht aus dem Oberamtmann und vier Mitgliedern, 
welche von der Amtsverſammlung aus der Zahl der Amtsangehörigen gewählt 
werden. Die Amtsverſammlung kann in gleicher Weiſe Stellvertreter wählen. 
Für die Wählbarkeit gelten die im § 18 gegebenen Beſtimmungen.“ 

3. Im. § 80 Ziffer 3 werden die Worte: „Amts- beziehungsweiſe“ geſtrichen. 


4. Hinter § 80 wird eingeſchaltet: 


8 80a. 
Der Erlös veräußerter Grundſtücke und grundſtücksgleicher Rechte iſt nicht 
zur Deckung laufender Ausgaben zu verwenden. i 


Berlin, den 31. Mai 1918. 
Der Miniſter des Innern. 


In Vertretung: 
Freund. 
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